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Die Zentrale Kommission für Staatliche Kontrolle hat festgestellt, daß die agrarkapitalistischen Sied­
lungsgesellschaften und ihre Bankinstitute, die heute fast ausnahmslos ihren Sitz in Westberlin haben, 
von den Altsiedlern die Einhaltung der alten Wucherverträge zu erzwingen versuchen und daß ein er­
heblicher Teil der Altsiedler bis heute nicht als Eigentümer in die Grundbücher eingetragen worden ist.

Die Zerschlagung der Reste der Machtpositionen der Junker und ihrer Organe, der kapitalistischen 
Siedlungsgesellschaften und Banken, die Stärkung unserer antifaschistisch-demokratischen Ordnung durch 
die steigende Wachsamkeit der Werktätigen und die Übererfüllung der Produktionspläne durch die Ar­
beiter und der Anbaupläne durch die Bauern sind die Voraussetzungen für eine Entschuldung und Kre­
dithilfe für Klein- und Mittelbauern.

Die Volkskammer beschließt daher folgendes Gesetz:
A. Entschuldung von Neubauernhöfen

§ 1
(1) Die von der Deutschen Investitionsbank über 

die genossenschaftlichen Kreditinstitute bis ein­
schließlich 30. Juni 1950 gewährten Bodenreform­
baukredite werden mit Wirkung vom 1. Juli 1950 
und zu dem Stande des Kreditkontos per 30. Juni 
1950 um 50°/o herabgesetzt.

(2) Nicht herabgesetzt werden Bodenreformbau­
kredite, die an Personen gegeben wurden, die nicht 
vorwiegend von dem Ertrag ihrer Bodenreformstelle 
leben. In Zweifelsfällen entscheidet auf Antrag nach 
Anhören der Kreisbodenkommission der Innenmini­
ster des Landes.

§ 2
(1) Kredite, die bis zum 23. Juni 1948 gewährt und 

im Zuge der Währungsreform im Verhältnis 5 :1 
umgewertet worden sind, unterliegen nicht dieser 
Regelung.

(2) Bei Krediten, die sich aus Auszahlungen vor 
und nach der Währungsreform zusammensetzen, 
wird der Anteil, der nicht der Umwertung unterlag, 
gemäß § 1 Abs. 1 behandelt.

§ 3
Bei Bodenreformbaukrediten, die für noch im Bau 

befindliche Uberhangbauten aus dem Jahre 1949, 
für Planbauten 1950. und für Kernbauten 1950 in der 
Zeit vom 1. Juli 1950 bis 31. Dezember 1950 ausge­
reicht werden, erfolgt die Herabsetzung gemäß § 1 
Abs. 1 nach dem Stande vom 31. Dezember 1950. Bei 
Gewährung dieser Kredite sind auch weiterhin die 
Kreditrichtlinien zur Weiterführung des Boden­
reform-Bauprogramms im Jahre 1950 vom 13. Fe­
bruar 1950 (GBl. S. 300) in ihrer teilweisen Neufas­
sung vom 20. Mai 1950 (GBl. S. 454) zugrunde zu 
legen. Eine Änderung der für diese Vorhaben fest­
gelegten Bau- und Kreditgenehmigungen darf nicht 
erfolgen.

§ 4
Die Zinsen bis zum 30. Juni 1950 sind in voller 

Höhe entsprechend der bisherigen Kredithöhe zu 
entrichten. Im Falle der Unmöglichkeit der Zins­
leistung ist der Zinsrückstand nach Reduzierung des 
Kreditbetrages dem neuen Kredit zuzuschlagen.

§ 5
Die bisherigen Kreditbedingungen bezüglich Ver­

zinsung und Tilgung bleiben bestehen. Als Termin 
für den Beginn der Tilgung gilt der auf den Termin 
des ursprünglichen Kreditabschlusses folgende 1. Ja­
nuar nach einer tilgungsfreien Zeit von drei Jahren.

§ 6
Die Deutsche Investitionsbank erhält für die bei 

der Durchführung der §§ 1 bis 3 entstehenden Aus­
fälle an Kreditansprüchen aus den bisher gewähr­
ten und noch zu gewährenden Bodenreformbaukre­
diten in voller Höhe der von ihr nachzuweisenden 
Kreditherabsetzungen Ersatz durch Schuldbuchein­
tragungen der Deutschen Demokratischen Republik, 
die wie die Bodenreformbaukredite mit 3°/o jährlich 
verzinst werden.

B. Entschuldung ländlicher Siedler- und Anliegerstellcn 
aus der Zeit vor dem 9. Mai 1945 (Altsiedler)

§ 7
Anlieger und Siedler (im nachfolgenden Altsiedler 

genannt), die vor dem 8. Mai 1945 von agrarkapita­
listischen Siedlungsgesellschaften, deren Bankinsti­
tuten oder unmittelbar von Großgrundbesitzern 
Siedlerstellen oder Landstücke-übernommen haben, 
erwerben das Eigentum an diesen Grundstücken 
kraft dieses Gesetzes. Die Grundbuchberichtigung 
ist bis spätestens am 31. Dezember 1950 vorzuneh­
men. Das Nähere wird durch Durchführungsverord­
nungen geregelt.

§ 8
j (1) Um das von den Großgrundbesitzern gegen die 

Altsiedler begangene Unrecht zu liquidieren, wird 
die Restschuldsumme aus den Siedlungsverträgen 
um 50°/o herabgesetzt.

(2) Alle bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ge­
leisteten Zahlungen sind bei der Festsetzung der 
Restschuldsumme in voller Höhe anzuerkennen.

(3) Über die sich hiernach ergebende Restschuld 
ist von den Altsiedlern ein neuer Schuldschein aus­
zustellen. Die alten Schuldscheine werden mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes kraftlos.

(4) Die Restschuldsumme ist mit 3°/o jährlich zu 
verzinsen und mit l°/o jährlich zu tilgen.

§ 9
Die mit den Landsiedlungsgesellschaften bzw. 

deren Bankinstituten oder mit einzelnen Großgrund­
besitzern abgeschlossenen Verträge aus der Zeit vor 
dem 9. Mai 1950 sind mit der Verkündung des Ge­
setzes ungültig.

§ 10
(1) Die in den Grundbüchern eingetragenen Hypo­

theken bzw. Renten zu Gunsten der früheren Guts­
besitzer bzw. der agrarkapitalistischen Siedlungs­
gesellschaften und deren Bankinstitute sind zu 
löschen.


